
Annegret Hachenberg, Deutsches Rotes Kreuz Nordrhein,
Auf´m Hennekamp 71, 40225 Düsseldorf
Jürgen Hecker, Deutsches Rotes Kreuz Westfalen, Postfach 
25 09, 48012 Münster
Günter Jek, Landesverband der Jüdischen Gemeinden Nord-
rhein, Zietenstr. 50, 40476 Düsseldorf
Ruth Köhler-Büssow, Isa Hümpfner, Theo Leuchtenberg, Minis-
terium für Generationen, Familie, Frauen und Integration,
Fürstenwall 25, 40219 Düsseldorf
Rita Ruhs, Arbeiterwohlfahrt Niederrhein, Lützowstr. 32,
45141 Essen
Michael Sewenig, Arbeiterwohlfahrt Mittelrhein, Rhonestr. 2a,
50765 Köln
Reinhard Streibel, Arbeiterwohlfahrt Westliches Westfalen,
Kronenstr. 63-69, 44139 Dortmund
Marie-Luise Tigges, Diözesan-Caritasverband Paderborn, Am
Stadelhof 15, 33098 Paderborn
Ercüment Toker, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband,
Engelsburger Str. 168, 44793 Bochum
Ulrike Werthmanns-Reppekus, Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband, Loher Str. 7, 42283 Wuppertal
Ioanna Zacharaki, Diakonisches Werk Rheinland, Lenaustr. 41,
40470 Düsseldorf

�Allgemeines
Stiftungen. Der Bundesverband Deutscher Stiftungen ver-
zeichnet einen neuen Rekord von Stiftungsgründungen im
Jahr 2005: Seit 1945 wurden noch nie so viele Stiftungen
errichtet, insgesamt waren es 880 neue rechtsfähige Stif-
tungen bürgerlichen Rechts. In den letzten zehn Jahren
(1996-2005) wurden mit über 6 700 Stiftungen rund die
Hälfte aller bestehenden Stiftungen bürgerlichen Rechts
errichtet, damit gibt es 13 490 bürgerlich-rechtliche Stiftun-
gen. Hamburg ist Stiftungshauptstadt: Die Hansestadt weist
mit 56 Stiftungen pro 100 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern weiterhin die höchste Stiftungsdichte in Deutsch-
land auf, danach folgen Bremen mit 39 und Hessen mit 22
Stiftungen.Quelle: Aktive Bürgerschaft @aktuell 51-2006

Bildungsfernsehen: JobTV24. Am 11.Januar 2006 nahm
JobTV24 in Berlin seinen Sendebetrieb auf. Der Sender ver-
steht sich als Einstiegsportal rund um Beruf, Karriere und
Existenzgründung. Eine „Gründerwerkstatt“coacht Unter-
nehmensgründende bei der Erstellung von Businessplänen.
Auch die Themen Franchising und Unternehmensnachfolge
werden behandelt. Gesendet wird täglich europaweit von
9.30 bis 17.30 Uhr über Astra digital. Über Internet-TV ist
die Reichweite nahezu unbegrenzt. JobTV24 ist die Initia-
tive einer Vielzahl von öffentlichen, gesellschaftlichen und
privatwirtschaftlichen Repräsentanten.Quelle: BRAND-
aktuell 1.2006

ConSozial-Preise für Management und Wissenschaft.
Im Rahmen der ConSozial 2006 verleiht das Bayerische
Sozialministerium zwei Preise für Management und Wissen-
schaft in Höhe von je 8 000 Euro. Der Managementpreis
wird an soziale Organisationen für herausragende Innova-
tionen in den Bereichen Personal- oder Qualitätsentwick-
lung, Finanzierung oder Vernetzung vergeben. Der Wissen-
schaftspreis prämiert Arbeiten mit zukunftsweisenden Kon-
zepten der Bereiche Empowerment, Netzwerkorganisation
oder Selfmanagement, die sich mit Familienförderung be-
fassen. Bewerbungsschluss ist der 30. Mai 2006. Informa-
tion: KI Consult, Zugspitzstr. 46, 86163 Augsburg, Tel.: 08
21/262 03 36, Fax: 08 21/262 03 37
E-Mail: consozial@ki-consult.de

Die Deutschen von anderswo: junge Spätaussiedler/
innen in Porträts.Von Ludmila Kusnezowa. Hrsg. Der Be-
auftragte des Senats von Berlin für Integration und Migra-
tion. Eigenverlag. Berlin 2005, 60 S., EUR 2,– zzgl.Versand-
kosten *DZI-D-7437*
Als „Deutsche im Sinne des Grundgesetzes“ stellen Spät-
aussiedlerinnen und Spätaussiedler aus den Nachfolge-
staaten der früheren Sowjetunion immer noch eine beson-
dere Zuwanderergruppe dar. Die Zahlen der russlanddeut-
schen Neubürgerinnen und -bürger gehen seit der Mitte
der 1990er-Jahre ständig zurück, allerdings nimmt der Be-
darf an unterstützenden Hilfen bei der sozialen, kulturellen
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Es wurden in den Moscheegemeinden Informations-
veranstaltungen durchgeführt sowie Besuche bei den
wichtigen Regeldiensten mit dem Ziel der Informa-
tion und der Gewinnung von Ansprechpersonen für
die Gemeinden gemacht. Diese sollen zu Fortbildun-
gen eingeladen werden, in denen sie über Besonder-
heiten im Umgang mit Muslimen und die besonderen
Bedarfe muslimischer Familien informiert werden.
Es ist beabsichtigt, einen gemeinsamen Arbeitskreis
aus Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern der
Regeldienste und der Moscheegemeinden zu instal-
lieren.

Verbesserung der Versorgungslage älterer
jüdischer Migrantinnen und Migranten
Dieses Ziel hat sich das Vorhaben der Jüdischen Ge-
meinde in Düsseldorf gesetzt. Die Erfahrung der Mi-
gration, geringes Einkommen, knapper Wohnraum,
keine oder nur geringe rechtliche Absicherung und
mangelnde soziale Integration sowie die Unmöglich-
keit jeglicher Rückkehrorientierung kennzeichnen
den Lebenslauf vieler älterer jüdischer Zuwanderin-
nen und Zuwanderer und bedingen oftmals im Alter
einen „ethnischen Rückzug”, der als Versuch zur Be-
wältigung der Doppelbelastung von Altwerden und
Fremdheit angesehen werden kann. Hinzu kommt,
dass die  Entscheidung zur Migration vielfach von
der jüngeren Generation getroffen wurde und die
älteren Angehörigen ihnen nur folgten, da beim al-
leinigen Verbleib im Herkunftsland keinerlei familiä-
re Unterstützung mehr existiert.

Bestehende Angebote der Altenhilfe sind bisher noch
nicht hinreichend auf die spezifische Bedarfssitua-
tion von diesen älteren Migrantinnen und Migran-
ten ausgerichtet, Informationen über Zugangsmög-
lichkeiten zu dieser Gruppe fehlen häufig. Religiöse
und kulturelle Besonderheiten, aber auch sprachlich
bedingte Verständigungsschwierigkeiten führen im
Bereich der ambulanten Kranken- und Altenpflege
zu Versorgungslücken. Für die Unterstützung der
häuslichen und familiären Pflege sind Hilfen für die
pflegenden Angehörigen und für die Anbietenden
professioneller Pflegedienstleistungen erforderlich.
Die Integration und die Förderung des Zugangs zu
ambulanten Hilfen sind dabei ein wichtiger Aspekt,
den das Vorhaben berücksichtigt.

Die Fragestellungen des Vorhabens beziehen sich
dabei auf die Weiterentwicklung der Versorgungs-
systeme, wie beispielsweise die Identifikation von
guten Ansätzen in der Versorgung, fördernde und
hindernde Faktoren der Inanspruchnahme von Ein-
richtungen, die Rolle und die Unterstützung von An-
gehörigen und Ehrenamtlichen und die Grenzen des-

sen, was sie leisten können, sowie auf die Betroffe-
nen und deren Potenziale, beispielsweise in sozialen
Netzwerken, und ihre Bedürfnisse und speziellen Hil-
febedarfe. Ziel ist es, Multiplikatorenschulungen zur
Etablierung von„Train-the-Trainer-Programmen” für
ambulante und stationäre Dienste zu entwickeln und
durchzuführen, begleitende Initialisierung von Be-
troffenen- und Angehörigengruppen zu leisten, die
nach Projektende eigenständig weiterarbeiten sol-
len, eine nachhaltige Verbesserung der Angebots-
strukturen anzustoßen und zu verstetigen. Dabei
wird die Erstellung eines Leitfadens für ambulante
und stationäre Dienste zum Thema der interkulturel-
len Öffnung für jüdische Migrantinnen und Migran-
ten ein Produkt, ein Baustein sein.

Trotz der kurzen Laufzeit konnten bereits Erfahrun-
gen gewonnen und Erfolge verbucht werden. So stieß
die Gründung von Angehörigengruppen auf großes
Interesse. Die hier gewonnenen Erkenntnisse wer-
den verstetigt. Ebenfalls positiv waren die Kontakte
zu Anbietenden ambulanter Pflegeleistungen, hier
sind für das erste Quartal 2006 Multiplikatorenschu-
lungen geplant, um eine Sensibilisierung der Dienste
zu ermöglichen.

Ausblick
Die bereits gemachten Erfahrungen innerhalb des
letzten halben Jahres zeigen: Hier wurde ein ambi-
tioniertes Vorhaben gemeinsam vom Land Nord-
rhein-Westfalen und den Wohlfahrtsverbänden in
Angriff genommen. Die ersten Ergebnisse der Zwi-
schenetappe bestätigen, dass die „neuen Wege“der
Integration zwar manchmal„steinig sind”, es sich je-
doch lohnt, diese zu gehen, weil Methoden auspro-
biert werden können, die diese gangbar machen.
Die Erfolge, die sich abzeichnen, und das außerge-
wöhnliche Engagement aller Beteiligten lassen auf
eine gute Etablierung des„Teams Migrationsarbeit
in NRW“ hoffen. Die nächste Etappe wird im Früh-
jahr 2006 erreicht. Dann liegen die Ergebnisse der
Evaluation vor und damit auch Antworten auf die
spannenden Fragen, auf welche Weise entwickelte
Konzepte, Verfahrensweisen, Schulungsprogramme
etc. und die dazugehörigen Praxiserfahrungen „in
die Fläche“ kommen können.

Anmerkung
1 Der Beitrag basiert auf der gemeinsamen Arbeit der Arbeits-
gruppe Neukonzeption der Migrationssozialarbeit:
Dr. Heidrun Czock, Büro für Sozialwissenschaftliche Beratung,
Gemarkenstr. 25, 51069 Köln
Kai Diekelmann, Diözesan-Caritasverband Köln, Georgstr. 7,
50676 Köln
Anne Gudjons-Römer, Diakonisches Werk Westfalen, Friesen-
ring 34, 48147 Münster
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bedürftige keinen Anspruch auf Leistungen, wenn ein Mit-
glied einer Bedarfsgemeinschaft leistungsfähig sei.Quelle:
Berliner Zeitung vom 11./12. März 2006

Kompetenzen von Selbsthilfeverbänden. Die Behinder-
tenbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen fordert
Behörden und öffentliche Einrichtungen auf, engeren Kon-
takt zu den Organisationen und Verbänden der Menschen
mit Behinderung aufzunehmen. Dies sei ein wichtiger
Schritt, um die im Behindertengleichstellungsgesetz des
Landes geforderte umfassende Barrierefreiheit zu errei-
chen. Sie erinnert daran, dass das Behindertengleichstel-
lungsgesetz alle Dienststellen und Behörden des Landes,
der Kommunen, die öffentlichen Einrichtungen und sons-
tige Körperschaften verpflichte, eng mit den Selbstvertre-
tungen behinderter Menschen zusammenzuarbeiten. So
vertrete der Spitzenverband der Behinderten-Selbsthilfe 
in NRW wirkungsvoll die Interessen behinderter und chro-
nisch kranker Menschen gegenüber Politik und Gesell-
schaft.Quelle: Presseinformation der Landesbehinderten-
beauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen vom 17.
Februar 2006

Arbeit im Gefängnis. Ob Berlin oder Nordrhein-Westfa-
len, ob per Internet oder auf klassischem Wege, die Justiz-
ministerien suchen Arbeit für ihre Häftlinge. Die Justizvoll-
zugsanstalten kämpfen nicht nur gegen die Wirtschafts-
flaute, sondern konkurrieren auch mit den Billiglöhnen
Osteuropas – gerade wenn sie in strukturschwachen Räu-
men liegen. Haftanstalten in Städten oder Industrieregio-

nen haben hier einen Standortvorteil. Mit ISO-Zertifizierun-
gen können jedoch Auftraggeber zurückgewonnen wer-
den. So stemmte sich der Landesbetrieb „Vollzugliches
Arbeitswesen“in Baden-Württemberg erfolgreich gegen
die Konkurrenz. Trotzdem ist auch in diesem Bundesland
die Zahl der Häftlinge, die arbeiten wollen, größer als die
Zahl der Arbeitsplätze.Quelle: Sozialcourage 1.2006

�Gesundheit
Betreuung von Pflegebedürftigen in Spanien. Der spa-
nische Minister für Arbeit und Soziales hat dem Kabinett
einen Gesetzentwurf zur Förderung der persönlichen Auto-
nomie und der Betreuung von Pflegebedürftigen vorge-
legt, der den Anspruch auf Betreuung älterer und schwer-
behinderter Menschen zu einem Recht erklären soll. Der
Staat wird den Pflegebedürftigen den Zugang zu den So-
zialdiensten gemäß ihrem individuellen Bedürftigkeitsgrad
gewährleisten. Das Nationale Pflegesystem zielt auf die
Erbringung von Dienstleistungen (ambulante Versorgung,
Tageseinrichtungen, technische Hilfsmittel, Pflegeheime
usw.). Sollten diese nicht durch das Nationale Pflegesys-
tem erbracht werden können, wird den Bedürftigen eine
Geldleistung für die Beauftragung eines privaten Pflege-
dienstes angeboten. Die pflegenden Familienangehörigen
sollen ebenfalls eine Geldleistung erhalten können und in
das Sozialversicherungssystem integriert werden. Das Na-
tionale Pflegesystem wird als Vierte Säule des Wohlfahrts-
staates neben dem Nationalen Gesundheitssystem, dem
Bildungs- und dem Rentensystem aufgebaut, die bereits
in den 1980er-Jahren entwickelt wurden. In Spanien gibt
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und gesellschaftlichen Integration zu. Die hier vorgestellten
Porträts zeigen, wie junge Russlanddeutsche ihren indivi-
duellen Weg gehen, eigene Stärken aktivieren, für Proble-
me kreative Lösungen finden und erfolgreich ihre eigene
Lebensgeschichte gestalten. Viele Hürden sind auf dem
persönlichen Integrationsweg zu überwinden, aber für die
meisten Jugendlichen stellt sich die Stadt Berlin mit seiner
Vielfalt der Kulturen als nicht der schlechteste Lebensmit-
telpunkt dar. Bestellanschrift: Der Beauftragte des Berliner
Senats für Integration und Migration, Potsdamer Str. 65,
10785 Berlin, Tel.: 030/90 17-23 51, Fax: 030/262 54 07
E-Mail: Integrationsbeauftragter@auslb.verwalt-berlin.de

Website zum Thema Arbeitsschutz und Produktivität.
Die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz hat ihren Internetauftritt um Infor-
mationen zu betriebswirtschaftlichen Aspekten des Arbeits-
schutzes ergänzt. Unter http://osha.eu.int/buisiness finden
sich einführende Texte zu den Themen Produktivität und
Arbeitsschutz, soziale Verantwortung von Unternehmen
und wirtschaftliche Anreize zur Erhöhung der Sicherheit
am Arbeitsplatz, sowie staatliche Förderprogramme und
Nachlässe bei Steuern und Versicherungsbeiträgen. Das
Webfeature bündelt außerdem die Ressourcen der Agen-
tur und des europäischen Netzwerks Euro Info Centres,
über das Fachleute sowie weitere Informationen in den
Mitgliedsstaaten recherchiert werden können.Quelle: Die
BG 2.2006

Woche des bürgerschaftlichen Engagements vom
15. bis 24. September 2006. Nach der Woche des bür-
gerschaftlichen Engagements 2004 und den Aktionstagen
2005 wird das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement (BBE) im September 2006 eine weitere Woche des
bürgerschaftlichen Engagements durchführen. Jede dritte
Bürgerin, jeder dritte Bürger in Deutschland engagiert sich
freiwillig. Das BBE will die Aufmerksamkeit für die freiwil-
lige, ehrenamtliche und bürgerschaftliche Tätigkeit dieser
23 Mio. Menschen schärfen und einen Beitrag zu einer
besseren Anerkennungs- und Förderungskultur leisten. Die
Schirmherrschaft hat Bundespräsident Köhler übernommen.
Die Schwerpunktthemen werden Familie, Sport sowie Se-
niorinnen und Senioren sein. Hierzu sind Kooperationen
mit den lokalen Bündnissen für Familien, dem Deutschen
Sportbund und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senio-
renorganisationen/Seniorenbüros vereinbart. Die Auftakt-
veranstaltung findet am 15. September 2006 in Berlin statt.
Auch in diesem Jahr sollen bundesweit wieder eine Viel-
zahl von Initiativen und Projekten zur Teilnahme aufgeru-
fen werden. Im Jahr 2004 beteiligten sich rund 500 Pro-
jekte an der Woche. Weitere Informationen und Kontakt:
BBE – Kampagnenteam, Michaelkirchstr. 17/18, 10179
Berlin, Tel.: 030/629 80-121, Fax: 030/629 80-91 83
E-Mail: aktionswoche@b-b-e.de

�Soziales
Mediation in der Sozialgerichtsbarkeit.„Die gerichts-
interne Mediation ist ein innovativer Weg, um eine für die
Parteien interessengerechte Streitschlichtung zu verwirkli-
chen. In einem auf zwei Jahre angelegten Modellversuch
werden wir deshalb diese konsensuale Streitschlichtung
am Bayerischen Landessozialgericht und am Sozialgericht
München erproben.“ Mit diesen Worten stellte Bayerns

Sozialministerin Christa Stewens das Pilotprojekt „Media-
tion in der Sozialgerichtsbarkeit“ vor. Für dieses Projekt
werden 20 Richterinnen und Richter zu Mediatoren aus-
gebildet, die dann mit ihren speziellen Kenntnissen in Me-
diation und Konfliktmanagement die Moderatorenrolle in
entsprechenden Verfahren übernehmen können. Insbeson-
dere Streitigkeiten im Bereich der Krankenversicherung,
Unfallversicherung und Arbeitsförderung sind für die An-
wendung dieses freiwilligen Verfahrens geeignet. Wann
dieses vertrauliche und nichtöffentliche Verfahren den In-
teressen der Parteien entgegenkommt und damit zur För-
derung des Rechtsfriedens beitragen kann, werden die
geschulten Richterinnen und Richter von Fall zu Fall ent-
scheiden.Quelle: Pressemeldung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen 106.06

Arbeitslosenversicherung für pflegende Angehörige.
Seit Februar 2006 gilt für pflegende Angehörige eine Neu-
regelung. Sie können Beiträge an die Bundesagentur für
Arbeit abführen und sich freiwillig für den Fall der Arbeits-
losigkeit versichern. Pflegepersonen müssen monatlich ei-
nen Beitrag in Höhe von 15,92 Euro in den alten Ländern,
13,42 Euro in den neuen Ländern abführen. Die Regelung
wurde notwendig, weil normalerweise nur derjenige Ar-
beitslosengeld I bekommt, der innerhalb der letzten zwei
Jahre vor dem Versicherungsfall mindestens zwölf Monate
versicherungspflichtig beschäftigt war. Zeiten der Pflege
können jetzt als voll versicherungspflichtige Zeiten berück-
sichtigt werden. Die Pflegepersonen müssen diesen Beitrag
aus eigener Tasche bezahlen. Diese Neuregelung gilt nur
für diejenigen, die vor Beginn der Pflegezeit entweder so-
zialversicherungspflichtig beschäftigt waren oder Arbeitslo-
sengeld beziehungsweise vor dem Jahr 2005 Arbeitslosen-
hilfe bezogen haben. Der Antrag auf freiwillige Versiche-
rung muss bis spätestens einen Monat nach Aufnahme
der Pflegetätigkeit gestellt werden.Quelle: SoVD Zeitung
3.2006

Zum Europäischen Jahr der Chancengleichheit 2007.
Vor dem Hintergrund des weltweiten Pisa-Tests ließ die
UN-Menschenrechtskommission durch einen Sonderbe-
richterstatter das deutsche Bildungssystem untersuchen.
Ermittelt werden sollte, wie in Deutschland das Recht auf
Bildung umgesetzt ist. Dabei sollte unter anderem auch
auf die Situation von Menschen mit Behinderungen ein-
gegangen werden. Der Behindertenbeauftragte des Lan-
des Niedersachsen unterstützt diese Aktion, besonders im
Hinblick auf das Europäische Jahr der Chancengleichheit
2007. Dieses Jahr wird das Herzstück einer Rahmenstrate-
gie sein, die mit einem konkreten Konzept zur Förderung
der Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung beiträgt.
Das Jahr soll dazu beitragen, die Beteiligungschancen von
Menschen mit Behinderungen zu verbessern.Quelle: Pres-
semitteilung des Behindertenbeauftragten des Landes
Niedersachsen vom 15. Februar 2006

Bedarfsgemeinschaft. Berufstätige oder Vermögende
müssen in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft auch
für die Kinder eines arbeitslosen Partners aufkommen. Das
entschied das Sozialgericht Düsseldorf in einem kürzlich
veröffentlichten Urteil (Az: S 35 ASS 146/05). Seit Einfüh-
rung des Arbeitslosengeldes II haben erwerbsfähige Hilfe-
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bedürftige keinen Anspruch auf Leistungen, wenn ein Mit-
glied einer Bedarfsgemeinschaft leistungsfähig sei.Quelle:
Berliner Zeitung vom 11./12. März 2006

Kompetenzen von Selbsthilfeverbänden. Die Behinder-
tenbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen fordert
Behörden und öffentliche Einrichtungen auf, engeren Kon-
takt zu den Organisationen und Verbänden der Menschen
mit Behinderung aufzunehmen. Dies sei ein wichtiger
Schritt, um die im Behindertengleichstellungsgesetz des
Landes geforderte umfassende Barrierefreiheit zu errei-
chen. Sie erinnert daran, dass das Behindertengleichstel-
lungsgesetz alle Dienststellen und Behörden des Landes,
der Kommunen, die öffentlichen Einrichtungen und sons-
tige Körperschaften verpflichte, eng mit den Selbstvertre-
tungen behinderter Menschen zusammenzuarbeiten. So
vertrete der Spitzenverband der Behinderten-Selbsthilfe 
in NRW wirkungsvoll die Interessen behinderter und chro-
nisch kranker Menschen gegenüber Politik und Gesell-
schaft.Quelle: Presseinformation der Landesbehinderten-
beauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen vom 17.
Februar 2006

Arbeit im Gefängnis. Ob Berlin oder Nordrhein-Westfa-
len, ob per Internet oder auf klassischem Wege, die Justiz-
ministerien suchen Arbeit für ihre Häftlinge. Die Justizvoll-
zugsanstalten kämpfen nicht nur gegen die Wirtschafts-
flaute, sondern konkurrieren auch mit den Billiglöhnen
Osteuropas – gerade wenn sie in strukturschwachen Räu-
men liegen. Haftanstalten in Städten oder Industrieregio-

nen haben hier einen Standortvorteil. Mit ISO-Zertifizierun-
gen können jedoch Auftraggeber zurückgewonnen wer-
den. So stemmte sich der Landesbetrieb „Vollzugliches
Arbeitswesen“in Baden-Württemberg erfolgreich gegen
die Konkurrenz. Trotzdem ist auch in diesem Bundesland
die Zahl der Häftlinge, die arbeiten wollen, größer als die
Zahl der Arbeitsplätze.Quelle: Sozialcourage 1.2006

�Gesundheit
Betreuung von Pflegebedürftigen in Spanien. Der spa-
nische Minister für Arbeit und Soziales hat dem Kabinett
einen Gesetzentwurf zur Förderung der persönlichen Auto-
nomie und der Betreuung von Pflegebedürftigen vorge-
legt, der den Anspruch auf Betreuung älterer und schwer-
behinderter Menschen zu einem Recht erklären soll. Der
Staat wird den Pflegebedürftigen den Zugang zu den So-
zialdiensten gemäß ihrem individuellen Bedürftigkeitsgrad
gewährleisten. Das Nationale Pflegesystem zielt auf die
Erbringung von Dienstleistungen (ambulante Versorgung,
Tageseinrichtungen, technische Hilfsmittel, Pflegeheime
usw.). Sollten diese nicht durch das Nationale Pflegesys-
tem erbracht werden können, wird den Bedürftigen eine
Geldleistung für die Beauftragung eines privaten Pflege-
dienstes angeboten. Die pflegenden Familienangehörigen
sollen ebenfalls eine Geldleistung erhalten können und in
das Sozialversicherungssystem integriert werden. Das Na-
tionale Pflegesystem wird als Vierte Säule des Wohlfahrts-
staates neben dem Nationalen Gesundheitssystem, dem
Bildungs- und dem Rentensystem aufgebaut, die bereits
in den 1980er-Jahren entwickelt wurden. In Spanien gibt
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und gesellschaftlichen Integration zu. Die hier vorgestellten
Porträts zeigen, wie junge Russlanddeutsche ihren indivi-
duellen Weg gehen, eigene Stärken aktivieren, für Proble-
me kreative Lösungen finden und erfolgreich ihre eigene
Lebensgeschichte gestalten. Viele Hürden sind auf dem
persönlichen Integrationsweg zu überwinden, aber für die
meisten Jugendlichen stellt sich die Stadt Berlin mit seiner
Vielfalt der Kulturen als nicht der schlechteste Lebensmit-
telpunkt dar. Bestellanschrift: Der Beauftragte des Berliner
Senats für Integration und Migration, Potsdamer Str. 65,
10785 Berlin, Tel.: 030/90 17-23 51, Fax: 030/262 54 07
E-Mail: Integrationsbeauftragter@auslb.verwalt-berlin.de

Website zum Thema Arbeitsschutz und Produktivität.
Die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz hat ihren Internetauftritt um Infor-
mationen zu betriebswirtschaftlichen Aspekten des Arbeits-
schutzes ergänzt. Unter http://osha.eu.int/buisiness finden
sich einführende Texte zu den Themen Produktivität und
Arbeitsschutz, soziale Verantwortung von Unternehmen
und wirtschaftliche Anreize zur Erhöhung der Sicherheit
am Arbeitsplatz, sowie staatliche Förderprogramme und
Nachlässe bei Steuern und Versicherungsbeiträgen. Das
Webfeature bündelt außerdem die Ressourcen der Agen-
tur und des europäischen Netzwerks Euro Info Centres,
über das Fachleute sowie weitere Informationen in den
Mitgliedsstaaten recherchiert werden können.Quelle: Die
BG 2.2006

Woche des bürgerschaftlichen Engagements vom
15. bis 24. September 2006. Nach der Woche des bür-
gerschaftlichen Engagements 2004 und den Aktionstagen
2005 wird das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement (BBE) im September 2006 eine weitere Woche des
bürgerschaftlichen Engagements durchführen. Jede dritte
Bürgerin, jeder dritte Bürger in Deutschland engagiert sich
freiwillig. Das BBE will die Aufmerksamkeit für die freiwil-
lige, ehrenamtliche und bürgerschaftliche Tätigkeit dieser
23 Mio. Menschen schärfen und einen Beitrag zu einer
besseren Anerkennungs- und Förderungskultur leisten. Die
Schirmherrschaft hat Bundespräsident Köhler übernommen.
Die Schwerpunktthemen werden Familie, Sport sowie Se-
niorinnen und Senioren sein. Hierzu sind Kooperationen
mit den lokalen Bündnissen für Familien, dem Deutschen
Sportbund und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senio-
renorganisationen/Seniorenbüros vereinbart. Die Auftakt-
veranstaltung findet am 15. September 2006 in Berlin statt.
Auch in diesem Jahr sollen bundesweit wieder eine Viel-
zahl von Initiativen und Projekten zur Teilnahme aufgeru-
fen werden. Im Jahr 2004 beteiligten sich rund 500 Pro-
jekte an der Woche. Weitere Informationen und Kontakt:
BBE – Kampagnenteam, Michaelkirchstr. 17/18, 10179
Berlin, Tel.: 030/629 80-121, Fax: 030/629 80-91 83
E-Mail: aktionswoche@b-b-e.de

�Soziales
Mediation in der Sozialgerichtsbarkeit.„Die gerichts-
interne Mediation ist ein innovativer Weg, um eine für die
Parteien interessengerechte Streitschlichtung zu verwirkli-
chen. In einem auf zwei Jahre angelegten Modellversuch
werden wir deshalb diese konsensuale Streitschlichtung
am Bayerischen Landessozialgericht und am Sozialgericht
München erproben.“ Mit diesen Worten stellte Bayerns

Sozialministerin Christa Stewens das Pilotprojekt „Media-
tion in der Sozialgerichtsbarkeit“ vor. Für dieses Projekt
werden 20 Richterinnen und Richter zu Mediatoren aus-
gebildet, die dann mit ihren speziellen Kenntnissen in Me-
diation und Konfliktmanagement die Moderatorenrolle in
entsprechenden Verfahren übernehmen können. Insbeson-
dere Streitigkeiten im Bereich der Krankenversicherung,
Unfallversicherung und Arbeitsförderung sind für die An-
wendung dieses freiwilligen Verfahrens geeignet. Wann
dieses vertrauliche und nichtöffentliche Verfahren den In-
teressen der Parteien entgegenkommt und damit zur För-
derung des Rechtsfriedens beitragen kann, werden die
geschulten Richterinnen und Richter von Fall zu Fall ent-
scheiden.Quelle: Pressemeldung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen 106.06

Arbeitslosenversicherung für pflegende Angehörige.
Seit Februar 2006 gilt für pflegende Angehörige eine Neu-
regelung. Sie können Beiträge an die Bundesagentur für
Arbeit abführen und sich freiwillig für den Fall der Arbeits-
losigkeit versichern. Pflegepersonen müssen monatlich ei-
nen Beitrag in Höhe von 15,92 Euro in den alten Ländern,
13,42 Euro in den neuen Ländern abführen. Die Regelung
wurde notwendig, weil normalerweise nur derjenige Ar-
beitslosengeld I bekommt, der innerhalb der letzten zwei
Jahre vor dem Versicherungsfall mindestens zwölf Monate
versicherungspflichtig beschäftigt war. Zeiten der Pflege
können jetzt als voll versicherungspflichtige Zeiten berück-
sichtigt werden. Die Pflegepersonen müssen diesen Beitrag
aus eigener Tasche bezahlen. Diese Neuregelung gilt nur
für diejenigen, die vor Beginn der Pflegezeit entweder so-
zialversicherungspflichtig beschäftigt waren oder Arbeitslo-
sengeld beziehungsweise vor dem Jahr 2005 Arbeitslosen-
hilfe bezogen haben. Der Antrag auf freiwillige Versiche-
rung muss bis spätestens einen Monat nach Aufnahme
der Pflegetätigkeit gestellt werden.Quelle: SoVD Zeitung
3.2006

Zum Europäischen Jahr der Chancengleichheit 2007.
Vor dem Hintergrund des weltweiten Pisa-Tests ließ die
UN-Menschenrechtskommission durch einen Sonderbe-
richterstatter das deutsche Bildungssystem untersuchen.
Ermittelt werden sollte, wie in Deutschland das Recht auf
Bildung umgesetzt ist. Dabei sollte unter anderem auch
auf die Situation von Menschen mit Behinderungen ein-
gegangen werden. Der Behindertenbeauftragte des Lan-
des Niedersachsen unterstützt diese Aktion, besonders im
Hinblick auf das Europäische Jahr der Chancengleichheit
2007. Dieses Jahr wird das Herzstück einer Rahmenstrate-
gie sein, die mit einem konkreten Konzept zur Förderung
der Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung beiträgt.
Das Jahr soll dazu beitragen, die Beteiligungschancen von
Menschen mit Behinderungen zu verbessern.Quelle: Pres-
semitteilung des Behindertenbeauftragten des Landes
Niedersachsen vom 15. Februar 2006

Bedarfsgemeinschaft. Berufstätige oder Vermögende
müssen in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft auch
für die Kinder eines arbeitslosen Partners aufkommen. Das
entschied das Sozialgericht Düsseldorf in einem kürzlich
veröffentlichten Urteil (Az: S 35 ASS 146/05). Seit Einfüh-
rung des Arbeitslosengeldes II haben erwerbsfähige Hilfe-
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Jugendhilfe sowie das gesamte Feld der Sozialen Arbeit
zukünftig stärker nach sozialräumlichen und partizipativen
Prämissen zu gestalten. Diese Dokumentation belegt, dass
die gesteckten Ziele mit den Impulsreferaten und den pra-
xisorientierten Workshops realisiert werden konnten. Die
Dokumentation ist im Internet unter www.muenchen.de/
soz/aktuelles zu finden oder kann bestellt werden: Landes-
hauptstadt München, Sozialreferat/Stadtjugendamt, Re-
gionale Kinder- und Jugendhilfeplanung, Prielmayerstr.1,
80335 München,Tel: 089/233-495 26, Fax: 089/233-495 03,
E-Mail: volker.hausdorf@muenchen.de

Pflichtuntersuchung. Der PARITÄTISCHE fordert, die bis-
lang freiwilligen Vorsorgeuntersuchungen für Kinder in
Pflichtuntersuchungen umzuwandeln. Diese – von der U1
gleich nach der Geburt bis zur U9 im Alter von fünf Jahren
– sind ein wesentlicher Baustein in einem notwendigen Prä-
ventionsprogramm zur Vermeidung von Kindesmisshand-
lungen und -vernachlässigungen. Der Verband hält es für
sinnvoll, Ärzte,Krankenkassen und Jugendämter in ein ver-
netztes Hilfesystem einzubauen. Krankenkassen haben am
ehesten die Übersicht, ob Kinder regelmäßig zu den Unter-
suchungen gebracht werden und könnten die Jugendämter
informieren, wenn das nicht der Fall ist. Es geht nicht da-
rum, ein staatliches Kontrollsystem einzuführen, sondern
zu erkennen, wo Hilfen nötig sind. Dafür muss sichergestellt
werden, dass die entsprechenden Stellen der Kinder- und
Jugendhilfe adäquat ausgestattet werden.Quelle: PARITÄ-
TISCHER Rundbrief des Landesverbands Berlin 1/2.2006

Berufliche Qualifizierung Jugendlicher mit besonde-
rem Förderbedarf. Benachteiligtenförderung. Hrsg. Bun-
desministerium für Bildung und Forschung. Selbstverlag.
Bonn/Berlin 2005, 311 S., kostenfrei *DZI-D-7411*
Mit Blick auf die dynamischen Prozesse der Weiterentwick-
lung der Benachteiligtenförderung in den letzten Jahren
ist in dieser Veröffentlichung die gesamte Bandbreite der
beruflichen Qualifizierung benachteiligter Jugendlicher auf
den aktuellen Stand gebracht. Die Handreichung bietet
komprimierte Informationen über alle Bereiche der beruf-
lichen Integrationsförderung und fasst die vielfältigen Er-
fahrungen und Entwicklungen zusammen. In diesem Sinne
wendet sich das Handbuch an Fachleute in der Praxis aus
der vorberuflichen und beruflichen Bildung sowie an eine
interessierte Öffentlichkeit. Diesem Adressatenkreis sollen
Konzepte und die Förderphilosophie der Qualifizierung be-
nachteiligter Jugendlicher nahe gebracht, die unterschied-
lichen Maßnahmeformen vorgestellt und vor allem Hin-
weise auf die methodisch-didaktische Umsetzung des Kon-
zeptes gegeben werden. Insbesondere wurden Entwick-
lungen im Angebotssystem der Bundesagentur für Arbeit
wie auch in Projekten und Programmen der beruflichen
Integrationsförderung dargestellt. Bestellanschrift: Bun-
desministerium für Bildung und Forschung, Referat Publi-
kationen; Internetredaktion, Postfach 30 02 35, 53182
Bonn, Tel.: 018 05/ 26 23 02, Fax: 018 05/26 23 03
E-Mail: books@bmbf.bund.de

Stellungnahme zum 12. Kinder- und Jugendbericht.
Die Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Jugendsozialarbeit
begrüßt, dass sich der 12. Kinder- und Jugendbericht der
Thematik Bildung, Betreuung und Erziehung widmet und
für eine neue und bessere Verbindung dieser Bereiche plä-

diert. Dass sich der Bericht in Bezug auf das Thema Bildung
jedoch nur auf den vorschulischen und schulischen Bereich
konzentriert,greift aus Sicht der BAG zu kurz. Auch für jun-
ge Menschen, die nicht mehr eine Schule besuchen, muss
Bildung organisiert und verbessert werden. Außerdem ist
der Bereich der berufsbezogenen Bildung für die BAG Ju-
gendsozialarbeit ein elementarer Teil von Bildung, den es
nicht zu vernachlässigen gilt. Die Stellungnahme steht in
vollem Wortlaut unter www.bag-jugendsozialarbeit.de als
Download zur Verfügung.Quelle: Presseinformation der
BAG Jugendsozialarbeit vom Februar 2006

�Ausbildung und Beruf
Schlüsselkompetenzen für die Soziale Arbeit. Der
Deutsche Berufsverband für Soziale Arbeit (DBSH) legt sein
Diskussionspapier„Schlüsselkompetenzen der Sozialen Ar-
beit”vor. Es handelt sich um einen ersten Entwurf der Dar-
stellung von Kompetenzen, die in der beruflichen Praxis von
Berufsanfängerinnen und -anfängern erwartet werden. Zur
Diskussion eingeladen sind die jeweiligen Verantwortlichen
in Gremien der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege,
der Spitzenverbände, der Fach- und Hochschulen, der Kul-
tusministerien, des Deutschen Städtetages, des Deutschen
Landkreistages, des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes und des Deutschen Vereins, die sich für eine gute
Qualität der Sozialen Arbeit einsetzen und diese sichern
wollen. Der Abschluss der Diskussionsphase ist für Juni
2006 vorgesehen. Informationen: DBSH, Friedrich-Ebert-
Str. 30, 45127 Essen, Tel: 02 01/820 78-0, Fax: 02 21/820
78 40, E-Mail: info@dbsh.de

Keine Diplom-Sozialpädagogik mehr an der Techni-
schen Universität Berlin. Am 31. Dezember 2005 ist das
Institut für Sozialpädagogik in der Geisteswissenschaftli-
chen Fakultät der Technischen Universität (TU) Berlin ge-
schlossen worden. Damit ist eine 25-jährige akademische
Tradition vorerst beendet. Prof. Dr. C. Wolfgang Müller, der
Gründer des Instituts und Prof. Dr. Manfred Kappeler, der
letzte geschäftsführende Direktor, erinnern in einem Text
an die Geschichte und die Bedeutung dieser Lehr- und For-
schungsstätte der Sozialen Arbeit (siehe www.tu-berlin.de
– Fakultäten – Institut für Sozialpädagogik). Der Diplom-
studiengang Erziehungswissenschaften mit dem Schwer-
punkt Sozialpädagogik wurde 1969 an der Pädagogischen
Hochschule Berlin eröffnet. Er entwickelte sich zu einem
wichtigen Impulsgeber für die Theorie und Praxis der So-
zialen Arbeit. Der Theorie-Praxis-Bezug wurde in einem
Projektstudium vermittelt, das von vielen Studiengängen
und Ausbildungsstätten im Bereich der Sozialen Arbeit
übernommen wurde. 1979/80 entschied das Institut, sich
in die TU integrieren zu lassen. Die Distanz zur eher geis-
teswissenschaftlich orientierten Erziehungswissenschaft
an der Freien Universität Berlin, die starke sozialwissen-
schaftliche Orientierung der Lehrkräfte und der Studieren-
den, die überwiegend aus Vorberufen und über den zwei-
ten Bildungsweg kamen, und der Bezug der TU zur „Welt
der Arbeit“waren die Gründe für diese Entscheidung. Nach
der Wende änderte sich die bis dahin nicht angetastete
Lage des Instituts, denn die Finanzverantwortlichen der
wiedervereinigten Stadt forderten die vier Universitäten
auf, ihr„spezifisches Profil“ zu akzentuieren. 1996 wurden
noch die Pläne für eine Fusion mit dem Schwesterinstitut
an der FU verfolgt, welche die entsprechenden Gremien
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es über 1,12 Mio. Personen mit einer intensiven Pflegebe-
dürftigkeit, bis 2020 kann sich diese Zahl auf zirka 1,5 Mio.
erhöhen.Quelle: Information der Botschaft von Spanien in
Deutschland vom 10. Februar 2006

„Gesund älter werden“. Das Projekt „Gesund älter wer-
den“der Weltgesundheitsorganisation und der Allgemeinen
Ortskrankenkasse Niedersachsen startete erfolgreich. Ver-
sicherungsfachkräfte wie Sozialpädagoginnen, Familien-
therapeuten, Krankenschwestern, Ökotrophologinnen und
Psychologen haben in Hannover im Rahmen des Projek-
tes bislang 550 ältere Versicherte in ihren Wohnungen be-
sucht, um ihnen gezielt Hilfen anzubieten. Das Team berät
nicht nur bei Themen wie Gesundheit, Bewegung und Er-
nährung. Es unterstützt die zwischen 68 und 79 Jahre alten
Menschen auch dabei, ihre Lebensweise umzustellen und
regionale Angebote für ältere Menschen zu nutzen.Vielen
Versicherten sind geeignete Betätigungsmöglichkeiten im
näheren Umfeld unbekannt oder es fällt ihnen wegen so-
zialer, gesundheitlicher oder kultureller Benachteiligung
schwer, sich Informationen darüber zu beschaffen. Die AOK
will das Projekt noch in diesem Jahr auf weitere Regionen
Niedersachsens ausdehnen.Quelle: Gesundheit und Ge-
sellschaft 2.2006

Rollstuhlgerechte Arztpraxen. Bundesweit sind mehr
als 25 000 Arzt- und Zahnarztpraxen behindertengerecht
ausgebaut. Die Arzt-Auskunft zeigt jeweils an, ob eine
Praxis barrierefrei ist, denn dieses müssen auch gehbehin-
derte und gebrechliche Patientinnen und Patienten wissen,
bevor sie einen Arzt, eine Ärztin aufsuchen. In einem um-
fassenden Ärzteverzeichnis unter www.arzt-auskunft.de
erkennt man anhand eines besonderen Symbols im Such-
ergebnis sofort, ob die Praxis behindertengerecht ist. Zu-
sätzlich sind zahlreiche weitere Informationen zur Lage
und Erreichbarkeit angegeben, wie Sprechzeiten und Hin-
weise zu Verbindungen mit öffentlichen Verkehrsmitteln.
Im Internet verzeichnet die Arzt-Auskunft jährlich mehr
als 4 Mio. Datenbankabfragen.Quelle: Stiftung Gesund-
heit vom 13. Februar 2006

Ausgabenrekord bei Medikamenten. Im November
2005 haben die Krankenkassen nach Berechnungen des
Deutschen Apothekerverbandes 2,098 Mrd. Euro für Me-
dikamente ausgegeben. Das waren rund 253 Mio. Euro
oder 13,7 % mehr als im Vergleichsmonat des Jahres
2004. Während der Apothekerverband mit Ausgaben von
rund 23,14 Mrd. Euro für das gesamte Jahr rechnet, gehen
die Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen von
Ausgaben in Höhe von bis zu 24,6 Mrd. Euro aus. Damit
wäre der bisherige Ausgabenrekord aus dem Jahr 2003
überschritten worden.Quelle: Blickpunkt 2.2006

Unfall im Nebenjob. Wer ist für die Weiterzahlung von
Lohn oder Gehalt zuständig, wenn durch einen Unfall wäh-
rend einer von zwei Erwerbstätigkeiten Arbeitsunfähigkeit
eintritt? Hat Arbeitgeber A auch das Risiko von Verletzun-
gen aus Beschäftigung B oder aus der selbstständigen Tä-
tigkeit C zu tragen? Das Bundesarbeitsgericht hat diese
Frage klar beantwortet: Für den Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung sei es prinzipiell unerheblich, wann und bei wel-
cher Gelegenheit sich ein Beschäftigter, eine Beschäftigte
eine Krankheit zugezogen hat. Arbeitnehmer und Arbeit-

nehmerin sollen in den Tagen einer unverschuldeten Krank-
heit wirtschaftlich abgesichert sein, um die Arbeitskraft
wiederherstellen zu können. Das gilt für Arbeitnehmende,
die mehrere unselbstständige Beschäftigungen nebenein-
ander ausüben: Eine Verletzung, die sie sich während einer
dieser Tätigkeiten zuziehen, nimmt zugleich auch den zwei-
ten Chef in die (Entgeltfortzahlungs)Pflicht. Der Anspruch
auf Lohnfortzahlung kann in drei Fällen ausgeschlossen
sein: Wenn die Ursache für die Krankheit darin liegt, dass
eine verbotene, besonders gefährliche oder die Kräfte über-
steigende Nebentätigkeit ausgeübt wird, was im Einzelfall
nachgewiesen werden müsste.Quelle: praxis aktuell 1.2006

Mehr Kuren. Eine durch die Gesundheitsreform ausge-
löste Verunsicherung scheint überwunden. Nach einem
deutlichen Rückgang im Jahr 2004 ist die Zahl der Mutter-
Kind-Kuren in der Diözese Münster im vergangenen Jahr
um 8,1 % wieder angestiegen. Schwierig für die Kurhäuser
bleibt, dass sich die Kuren auf die Ferienzeiten konzentrie-
ren. Während die ersten Wochen des Jahres unterbelegt
waren, gibt es in den Osterferien bereits Engpässe. Des-
halb bieten einige Häuser des Müttergenesungswerks in-
zwischen schulüberbrückenden Unterricht an. Die Schüle-
rinnen und Schüler bringen die Lehrpläne ihrer Herkunfts-
schulen mit und werden von Fachleuten in Kleingruppen
gezielt gefördert. Quelle: Information des Caritasverbands
für die Diözese Münster vom 6. März 2006

�Jugend und Familie
Bahnhofsmission hilft „Kids on Tour“. Ein neues Ange-
bot der Bahnhofsmissionen ist die Begleitung von allein
reisenden Kindern. Der Name„Kids on Tour“steht für das
Serviceangebot „Betreuung allein reisender Kinder“, das
von der Deutschen Bahn AG in Kooperation mit der Bahn-
hofsmission entwickelt wurde. Ziel ist es, eine durchgehen-
de und sichere Betreuung von Kindern im Alter zwischen
sechs bis unter 15 Jahren, die ohne Eltern reisen, während
der Bahnreise zu gewährleisten. Das Angebot besteht für
die Strecken Stuttgart-Hbf – Köln-Hbf, Köln-Hbf – Hamburg
Hbf, Hamburg-Hbf – Köln-Hbf und Stuttgart-Hbf, immer
freitags und sonntags. Die Fahrpläne der Züge sind aufein-
ander abgestimmt und ermöglichen den Eltern„allein rei-
sender Kinder“auch die Buchung von Umsteigeverbindun-
gen. In ausgewählten Abteilen liegen Spiele für die Kinder
bereit. Information über„Kids on Tour“: Servicezentrale
018 05/99 22 99 oder im Internet: www.bahn.de, (siehe
Familien und Kinder). Übrigens: Die erste Bahnhofsmission
wurde 1894 in Berlin gegründet. Seit über 110 Jahren un-
terstützen und helfen die von der evangelischen und ka-
tholischen Kirche getragenen Bahnhofsmissionen allen
Menschen, die unterwegs sind.Quelle: VdK Zeitung 3.2006

Sozialraumorientierung in der Münchner Kinder- und
Jugendhilfe.Tagungsdokumentation. Hrsg. Landeshaupt-
stadt München, Sozialreferat und andere. Selbstverlag.
München 2005, 114 S., kostenfrei *DZI-D-7376*
Die inhaltliche Ausrichtung dieser hier dokumentierten Ta-
gung spiegelte während der Planung nicht nur den bundes-
weiten Fachdiskurs in der Kinder- und Jugendhilfe wider,
sondern auch den regionalen Klärungsbedarf hinsichtlich
der Implementierung verschiedener Umsetzungsstrategien.
Insofern sollte von der Tagung ein Impuls zur Vernetzung
von Forschung, Lehre und Praxis ausgehen, um Kinder- und
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Jugendhilfe sowie das gesamte Feld der Sozialen Arbeit
zukünftig stärker nach sozialräumlichen und partizipativen
Prämissen zu gestalten. Diese Dokumentation belegt, dass
die gesteckten Ziele mit den Impulsreferaten und den pra-
xisorientierten Workshops realisiert werden konnten. Die
Dokumentation ist im Internet unter www.muenchen.de/
soz/aktuelles zu finden oder kann bestellt werden: Landes-
hauptstadt München, Sozialreferat/Stadtjugendamt, Re-
gionale Kinder- und Jugendhilfeplanung, Prielmayerstr.1,
80335 München,Tel: 089/233-495 26, Fax: 089/233-495 03,
E-Mail: volker.hausdorf@muenchen.de

Pflichtuntersuchung. Der PARITÄTISCHE fordert, die bis-
lang freiwilligen Vorsorgeuntersuchungen für Kinder in
Pflichtuntersuchungen umzuwandeln. Diese – von der U1
gleich nach der Geburt bis zur U9 im Alter von fünf Jahren
– sind ein wesentlicher Baustein in einem notwendigen Prä-
ventionsprogramm zur Vermeidung von Kindesmisshand-
lungen und -vernachlässigungen. Der Verband hält es für
sinnvoll, Ärzte,Krankenkassen und Jugendämter in ein ver-
netztes Hilfesystem einzubauen. Krankenkassen haben am
ehesten die Übersicht, ob Kinder regelmäßig zu den Unter-
suchungen gebracht werden und könnten die Jugendämter
informieren, wenn das nicht der Fall ist. Es geht nicht da-
rum, ein staatliches Kontrollsystem einzuführen, sondern
zu erkennen, wo Hilfen nötig sind. Dafür muss sichergestellt
werden, dass die entsprechenden Stellen der Kinder- und
Jugendhilfe adäquat ausgestattet werden.Quelle: PARITÄ-
TISCHER Rundbrief des Landesverbands Berlin 1/2.2006

Berufliche Qualifizierung Jugendlicher mit besonde-
rem Förderbedarf. Benachteiligtenförderung. Hrsg. Bun-
desministerium für Bildung und Forschung. Selbstverlag.
Bonn/Berlin 2005, 311 S., kostenfrei *DZI-D-7411*
Mit Blick auf die dynamischen Prozesse der Weiterentwick-
lung der Benachteiligtenförderung in den letzten Jahren
ist in dieser Veröffentlichung die gesamte Bandbreite der
beruflichen Qualifizierung benachteiligter Jugendlicher auf
den aktuellen Stand gebracht. Die Handreichung bietet
komprimierte Informationen über alle Bereiche der beruf-
lichen Integrationsförderung und fasst die vielfältigen Er-
fahrungen und Entwicklungen zusammen. In diesem Sinne
wendet sich das Handbuch an Fachleute in der Praxis aus
der vorberuflichen und beruflichen Bildung sowie an eine
interessierte Öffentlichkeit. Diesem Adressatenkreis sollen
Konzepte und die Förderphilosophie der Qualifizierung be-
nachteiligter Jugendlicher nahe gebracht, die unterschied-
lichen Maßnahmeformen vorgestellt und vor allem Hin-
weise auf die methodisch-didaktische Umsetzung des Kon-
zeptes gegeben werden. Insbesondere wurden Entwick-
lungen im Angebotssystem der Bundesagentur für Arbeit
wie auch in Projekten und Programmen der beruflichen
Integrationsförderung dargestellt. Bestellanschrift: Bun-
desministerium für Bildung und Forschung, Referat Publi-
kationen; Internetredaktion, Postfach 30 02 35, 53182
Bonn, Tel.: 018 05/ 26 23 02, Fax: 018 05/26 23 03
E-Mail: books@bmbf.bund.de

Stellungnahme zum 12. Kinder- und Jugendbericht.
Die Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Jugendsozialarbeit
begrüßt, dass sich der 12. Kinder- und Jugendbericht der
Thematik Bildung, Betreuung und Erziehung widmet und
für eine neue und bessere Verbindung dieser Bereiche plä-

diert. Dass sich der Bericht in Bezug auf das Thema Bildung
jedoch nur auf den vorschulischen und schulischen Bereich
konzentriert,greift aus Sicht der BAG zu kurz. Auch für jun-
ge Menschen, die nicht mehr eine Schule besuchen, muss
Bildung organisiert und verbessert werden. Außerdem ist
der Bereich der berufsbezogenen Bildung für die BAG Ju-
gendsozialarbeit ein elementarer Teil von Bildung, den es
nicht zu vernachlässigen gilt. Die Stellungnahme steht in
vollem Wortlaut unter www.bag-jugendsozialarbeit.de als
Download zur Verfügung.Quelle: Presseinformation der
BAG Jugendsozialarbeit vom Februar 2006

�Ausbildung und Beruf
Schlüsselkompetenzen für die Soziale Arbeit. Der
Deutsche Berufsverband für Soziale Arbeit (DBSH) legt sein
Diskussionspapier„Schlüsselkompetenzen der Sozialen Ar-
beit”vor. Es handelt sich um einen ersten Entwurf der Dar-
stellung von Kompetenzen, die in der beruflichen Praxis von
Berufsanfängerinnen und -anfängern erwartet werden. Zur
Diskussion eingeladen sind die jeweiligen Verantwortlichen
in Gremien der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege,
der Spitzenverbände, der Fach- und Hochschulen, der Kul-
tusministerien, des Deutschen Städtetages, des Deutschen
Landkreistages, des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes und des Deutschen Vereins, die sich für eine gute
Qualität der Sozialen Arbeit einsetzen und diese sichern
wollen. Der Abschluss der Diskussionsphase ist für Juni
2006 vorgesehen. Informationen: DBSH, Friedrich-Ebert-
Str. 30, 45127 Essen, Tel: 02 01/820 78-0, Fax: 02 21/820
78 40, E-Mail: info@dbsh.de

Keine Diplom-Sozialpädagogik mehr an der Techni-
schen Universität Berlin. Am 31. Dezember 2005 ist das
Institut für Sozialpädagogik in der Geisteswissenschaftli-
chen Fakultät der Technischen Universität (TU) Berlin ge-
schlossen worden. Damit ist eine 25-jährige akademische
Tradition vorerst beendet. Prof. Dr. C. Wolfgang Müller, der
Gründer des Instituts und Prof. Dr. Manfred Kappeler, der
letzte geschäftsführende Direktor, erinnern in einem Text
an die Geschichte und die Bedeutung dieser Lehr- und For-
schungsstätte der Sozialen Arbeit (siehe www.tu-berlin.de
– Fakultäten – Institut für Sozialpädagogik). Der Diplom-
studiengang Erziehungswissenschaften mit dem Schwer-
punkt Sozialpädagogik wurde 1969 an der Pädagogischen
Hochschule Berlin eröffnet. Er entwickelte sich zu einem
wichtigen Impulsgeber für die Theorie und Praxis der So-
zialen Arbeit. Der Theorie-Praxis-Bezug wurde in einem
Projektstudium vermittelt, das von vielen Studiengängen
und Ausbildungsstätten im Bereich der Sozialen Arbeit
übernommen wurde. 1979/80 entschied das Institut, sich
in die TU integrieren zu lassen. Die Distanz zur eher geis-
teswissenschaftlich orientierten Erziehungswissenschaft
an der Freien Universität Berlin, die starke sozialwissen-
schaftliche Orientierung der Lehrkräfte und der Studieren-
den, die überwiegend aus Vorberufen und über den zwei-
ten Bildungsweg kamen, und der Bezug der TU zur „Welt
der Arbeit“waren die Gründe für diese Entscheidung. Nach
der Wende änderte sich die bis dahin nicht angetastete
Lage des Instituts, denn die Finanzverantwortlichen der
wiedervereinigten Stadt forderten die vier Universitäten
auf, ihr„spezifisches Profil“ zu akzentuieren. 1996 wurden
noch die Pläne für eine Fusion mit dem Schwesterinstitut
an der FU verfolgt, welche die entsprechenden Gremien
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es über 1,12 Mio. Personen mit einer intensiven Pflegebe-
dürftigkeit, bis 2020 kann sich diese Zahl auf zirka 1,5 Mio.
erhöhen.Quelle: Information der Botschaft von Spanien in
Deutschland vom 10. Februar 2006

„Gesund älter werden“. Das Projekt „Gesund älter wer-
den“der Weltgesundheitsorganisation und der Allgemeinen
Ortskrankenkasse Niedersachsen startete erfolgreich. Ver-
sicherungsfachkräfte wie Sozialpädagoginnen, Familien-
therapeuten, Krankenschwestern, Ökotrophologinnen und
Psychologen haben in Hannover im Rahmen des Projek-
tes bislang 550 ältere Versicherte in ihren Wohnungen be-
sucht, um ihnen gezielt Hilfen anzubieten. Das Team berät
nicht nur bei Themen wie Gesundheit, Bewegung und Er-
nährung. Es unterstützt die zwischen 68 und 79 Jahre alten
Menschen auch dabei, ihre Lebensweise umzustellen und
regionale Angebote für ältere Menschen zu nutzen.Vielen
Versicherten sind geeignete Betätigungsmöglichkeiten im
näheren Umfeld unbekannt oder es fällt ihnen wegen so-
zialer, gesundheitlicher oder kultureller Benachteiligung
schwer, sich Informationen darüber zu beschaffen. Die AOK
will das Projekt noch in diesem Jahr auf weitere Regionen
Niedersachsens ausdehnen.Quelle: Gesundheit und Ge-
sellschaft 2.2006

Rollstuhlgerechte Arztpraxen. Bundesweit sind mehr
als 25 000 Arzt- und Zahnarztpraxen behindertengerecht
ausgebaut. Die Arzt-Auskunft zeigt jeweils an, ob eine
Praxis barrierefrei ist, denn dieses müssen auch gehbehin-
derte und gebrechliche Patientinnen und Patienten wissen,
bevor sie einen Arzt, eine Ärztin aufsuchen. In einem um-
fassenden Ärzteverzeichnis unter www.arzt-auskunft.de
erkennt man anhand eines besonderen Symbols im Such-
ergebnis sofort, ob die Praxis behindertengerecht ist. Zu-
sätzlich sind zahlreiche weitere Informationen zur Lage
und Erreichbarkeit angegeben, wie Sprechzeiten und Hin-
weise zu Verbindungen mit öffentlichen Verkehrsmitteln.
Im Internet verzeichnet die Arzt-Auskunft jährlich mehr
als 4 Mio. Datenbankabfragen.Quelle: Stiftung Gesund-
heit vom 13. Februar 2006

Ausgabenrekord bei Medikamenten. Im November
2005 haben die Krankenkassen nach Berechnungen des
Deutschen Apothekerverbandes 2,098 Mrd. Euro für Me-
dikamente ausgegeben. Das waren rund 253 Mio. Euro
oder 13,7 % mehr als im Vergleichsmonat des Jahres
2004. Während der Apothekerverband mit Ausgaben von
rund 23,14 Mrd. Euro für das gesamte Jahr rechnet, gehen
die Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen von
Ausgaben in Höhe von bis zu 24,6 Mrd. Euro aus. Damit
wäre der bisherige Ausgabenrekord aus dem Jahr 2003
überschritten worden.Quelle: Blickpunkt 2.2006

Unfall im Nebenjob. Wer ist für die Weiterzahlung von
Lohn oder Gehalt zuständig, wenn durch einen Unfall wäh-
rend einer von zwei Erwerbstätigkeiten Arbeitsunfähigkeit
eintritt? Hat Arbeitgeber A auch das Risiko von Verletzun-
gen aus Beschäftigung B oder aus der selbstständigen Tä-
tigkeit C zu tragen? Das Bundesarbeitsgericht hat diese
Frage klar beantwortet: Für den Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung sei es prinzipiell unerheblich, wann und bei wel-
cher Gelegenheit sich ein Beschäftigter, eine Beschäftigte
eine Krankheit zugezogen hat. Arbeitnehmer und Arbeit-

nehmerin sollen in den Tagen einer unverschuldeten Krank-
heit wirtschaftlich abgesichert sein, um die Arbeitskraft
wiederherstellen zu können. Das gilt für Arbeitnehmende,
die mehrere unselbstständige Beschäftigungen nebenein-
ander ausüben: Eine Verletzung, die sie sich während einer
dieser Tätigkeiten zuziehen, nimmt zugleich auch den zwei-
ten Chef in die (Entgeltfortzahlungs)Pflicht. Der Anspruch
auf Lohnfortzahlung kann in drei Fällen ausgeschlossen
sein: Wenn die Ursache für die Krankheit darin liegt, dass
eine verbotene, besonders gefährliche oder die Kräfte über-
steigende Nebentätigkeit ausgeübt wird, was im Einzelfall
nachgewiesen werden müsste.Quelle: praxis aktuell 1.2006

Mehr Kuren. Eine durch die Gesundheitsreform ausge-
löste Verunsicherung scheint überwunden. Nach einem
deutlichen Rückgang im Jahr 2004 ist die Zahl der Mutter-
Kind-Kuren in der Diözese Münster im vergangenen Jahr
um 8,1 % wieder angestiegen. Schwierig für die Kurhäuser
bleibt, dass sich die Kuren auf die Ferienzeiten konzentrie-
ren. Während die ersten Wochen des Jahres unterbelegt
waren, gibt es in den Osterferien bereits Engpässe. Des-
halb bieten einige Häuser des Müttergenesungswerks in-
zwischen schulüberbrückenden Unterricht an. Die Schüle-
rinnen und Schüler bringen die Lehrpläne ihrer Herkunfts-
schulen mit und werden von Fachleuten in Kleingruppen
gezielt gefördert. Quelle: Information des Caritasverbands
für die Diözese Münster vom 6. März 2006

�Jugend und Familie
Bahnhofsmission hilft „Kids on Tour“. Ein neues Ange-
bot der Bahnhofsmissionen ist die Begleitung von allein
reisenden Kindern. Der Name„Kids on Tour“steht für das
Serviceangebot „Betreuung allein reisender Kinder“, das
von der Deutschen Bahn AG in Kooperation mit der Bahn-
hofsmission entwickelt wurde. Ziel ist es, eine durchgehen-
de und sichere Betreuung von Kindern im Alter zwischen
sechs bis unter 15 Jahren, die ohne Eltern reisen, während
der Bahnreise zu gewährleisten. Das Angebot besteht für
die Strecken Stuttgart-Hbf – Köln-Hbf, Köln-Hbf – Hamburg
Hbf, Hamburg-Hbf – Köln-Hbf und Stuttgart-Hbf, immer
freitags und sonntags. Die Fahrpläne der Züge sind aufein-
ander abgestimmt und ermöglichen den Eltern„allein rei-
sender Kinder“auch die Buchung von Umsteigeverbindun-
gen. In ausgewählten Abteilen liegen Spiele für die Kinder
bereit. Information über„Kids on Tour“: Servicezentrale
018 05/99 22 99 oder im Internet: www.bahn.de, (siehe
Familien und Kinder). Übrigens: Die erste Bahnhofsmission
wurde 1894 in Berlin gegründet. Seit über 110 Jahren un-
terstützen und helfen die von der evangelischen und ka-
tholischen Kirche getragenen Bahnhofsmissionen allen
Menschen, die unterwegs sind.Quelle: VdK Zeitung 3.2006

Sozialraumorientierung in der Münchner Kinder- und
Jugendhilfe.Tagungsdokumentation. Hrsg. Landeshaupt-
stadt München, Sozialreferat und andere. Selbstverlag.
München 2005, 114 S., kostenfrei *DZI-D-7376*
Die inhaltliche Ausrichtung dieser hier dokumentierten Ta-
gung spiegelte während der Planung nicht nur den bundes-
weiten Fachdiskurs in der Kinder- und Jugendhilfe wider,
sondern auch den regionalen Klärungsbedarf hinsichtlich
der Implementierung verschiedener Umsetzungsstrategien.
Insofern sollte von der Tagung ein Impuls zur Vernetzung
von Forschung, Lehre und Praxis ausgehen, um Kinder- und
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1.00 Sozialphilosophie /
Sozialgeschichte 
Banks,Sarah: Accounting for ethical dif-
ficulties in social welfare work: issues,
problems and dilemmas. - In:The British
Journal of Social Work ; Jg. 35, 2005,
Nr. 7, S. 1005-1022.*DZI-2406*
Fischer, Hannah: Die Trümmerfrauen
des Kindergartens:Wien 1945 – ein Neu-
beginn.- In: Unsere Kinder ; Jg. 60,2005,
Nr. 6, S. 30-31.*DZI-2181*
Holz, Kurt A.: Vom Leben und Überle-
ben: Im Erzählcafé für NS-Verfolgte wird
Geschichte auch für junge Menschen
lebendig. - In: Diakonie Report ; Jg. 58,
2005, Nr. 6, S. 26-27.*DZI-0039*
Pohlen, Manfred: Die Mythisierung der
Monster: Oder wie die Nazivergangen-
heit entsorgt wird.- In: Psychologie heu-
te ; Jg. 33, 2006, Nr. 1, S. 56-63.
*DZI-2573*

2.01 Staat /Gesellschaft
Butterwegge, Christoph: Stimmungs-
mache auf Stammtischniveau: Die Me-
dienkampagne gegen den Sozialstaat.
- In: Sozial extra ; Jg. 29, 2005, Nr. 12,
S. 18-22.*DZI-2599z*
Hansen, Eckehard: Der Blick der Gesell-
schaft auf Risiken: risikosoziologische
Deutungen. - In: Sozialmagazin ; Jg. 30,
2005, Nr.12, S.16-23.*DZI-2597*
Jörke, Dirk: Auf dem Weg zur Postdemo-
kratie. - In: Leviathan ; Jg. 33, 2005, Nr.
4, S. 482-491.*DZI-2461*
Mika, Tatjana: Einstellungen der deut-
schen Bevölkerung zur eigenständigen
und abgeleiteten Alterssicherung von
Frauen. - In: Deutsche Rentenversiche-
rung ; Jg. 60, 2005, Nr. 12, S. 692-708.
*DZI-1453*
Rippl,Susanne: Das Deprivationskon-
zept in der Rechtsextremismusforschung:
eine vergleichende Analyse. - In: Kölner
Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsy-
chologie ; Jg. 57, 2005, Nr. 4, S. 644-666.
*DZI-0634*

2.02 Sozialpolitik
Bader, Michael: Was folgt aus Sparmaß-
nahmen? Ergebnisse einer Befragung
von Sozialpädagoginnen und Sozialpä-
dagogen in der Praxis. - In: Sozialma-
gazin ; Jg. 30, 2005, Nr. 12, S. 42-48.
*DZI-2597*
Breuer, Joachim: Zur Debatte um eine
neue Organisationsstruktur: Reform der
gesetzlichen Unfallversicherung. - In:
Soziale Sicherheit ; Jg. 54, 2005, Nr. 12,
S. 406-409.*DZI-0524*

Cambridge, Paul: The state of care
management in learning disability and
mental health services 12 years into
community care. - In: The British Jour-
nal of Social Work ; Jg. 35, 2005, Nr.7,
S. 1039-1062.*DZI-2406*
Glombik, Manfred: Herausforderungen
der gesetzlichen Rentenversicherung. -
In: Arbeit und Beruf ; Jg. 56, 2005, Nr.
12, S. 356-359.*DZI-0620*
Krauth, Christian: Empirische Bewer-
tungssätze in der gesundheitsökonomi-
schen Evaluation: Ein Vorschlag der AG
Methoden der gesundheitsökonomi-
schen Evaluation (AG MEG). - In: Das
Gesundheitswesen ; Jg. 67, 2005, Nr.
10, S. 736-746.*DZI-0021z*
Mueller, Andrea Beate: Das Modell der
französischen Familienkasse und seine
Übertragbarkeit auf Deutschland. - In:
Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit ;
2005, Nr. 6, S. 41-44.*DZI-0099*
Reiners, Hartmut: In dünn besiedelten
Regionen gibt's keine Wahl bei medizini-
scher Versorgung: die Situation in Bran-
denburg. - In: Soziale Sicherheit ; Jg. 54,
2005, Nr. 12, S. 395-399.*DZI-0524*
Wenner, Ulrich: Auszug aus dem „Ho-
tel Mama”auf Kosten des Steuerzah-
lers? Wann Jugendliche und junge Er-
wachsene eine eigene Wohnung vom
Staat finanziert bekommen. - In: Sozia-
le Sicherheit ; Jg. 54, 2005, Nr.12, S. 413-
417.*DZI-0524*
Wolfinger, Gesine: Neue Hoffnung
nach der Flut: Der Wiederaufbau in den
Tsunami-Regionen überwindet die Ohn-
machtsgefühle. - In: Diakonie Report ;
Jg. 58, 2005, Nr. 6, S. 24-25.*DZI-0039*
Zürn, Michael: Frieden umfassend den-
ken. - In: Leviathan ; Jg.33, 2005, Nr.4,
S 428-438.*DZI-2461*

2.03 Leben /Arbeit /Beruf
Arnold, Helmut: Hängt die „beschleu-
nigte Gesellschaft” ihre Kinder ab? -
In: neue caritas ; Jg. 106, 2005, Nr. 21,
S. 12-15.*DZI-0015z*
Berger, Johannes: Nimmt die Einkom-
mensgleichheit weltweit zu? Methodi-
sche Feinheiten der Ungleichheitsfor-
schung. - In: Leviathan ; Jg. 33, 2005,
Nr. 4, S. 464-481.*DZI-2461*
Fischer, Michael: Qualität ist das Ge-
genteil von Zufall: Grundbegriffe des
Qualitätsmanagements. - In: Kranken-
dienst ; Jg. 78, 2005, Nr.12, S. 321-330.
*DZI-0334*
Kaempf, Monika: Gemeinsam die Le-
bensqualität erhalten und verbessern. -
In: Suchtmagazin ; Jg. 31, 2005, Nr. 6,
S. 21-24.*DZI-3040*
Weissinger, Volker: Förderung der Teil-
habe am Arbeitsleben und der berufli-
chen (Re)Integration bei Abhängigkeits-
erkrankungen aus Sicht des Fachverban-
des Sucht e.V. (FVS). - In: Sucht aktuell ;
Jg.12, 2005, Nr. 2, S. 43-48.*DZI-3034*

3.00 Institutionen und 
Träger sozialer Maßnahmen
Blechert, Christine: Alles hat seine
Stunde: Die Hospizarbeit in der Diako-
nie ist eine Erfolgsgeschichte. - In: Dia-
konie Report ; Jg. 58, 2005, Nr. 6, S. 12-
13.*DZI-0039*
Douma, Eva:Vieles anbieten, aber nicht
alles selber machen: Neue Dienstleis-
tungen durch Kooperationen. - In: Fo-
rum Sozialstation ; Jg. 29, 2005, Nr.137,
S. 32-34.*DZI-2674*
Nakielski, Hans: Deutsche Rentenver-
sicherung in finanziellen Nöten: Durch
Koalitionsvertrag droht noch niedriege-
res Rentenniveau. - In: Soziale Sicher-
heit ; Jg. 54, 2005, Nr. 12, S. 410-412.
*DZI-0524*
Reimann, Axel: Die Organisationsre-
form in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung.- In: Sucht aktuell ; Jg. 12, 2005,
Nr. 2, S. 59-63.*DZI-3034*

4.00 Sozialberufe/
Soziale Tätigkeit
Boerner, Sabine: Freiwillig mehr tun?
Organizational Citizenship Behavior im
Krankenhaus – ein Vergleich zwischen
Ärzten und Pflegekräften. - In: Das Ge-
sundheitswesen ; Jg. 67, 2005, Nr. 11,
S. 770-776.*DZI-0021z*
Huxley, Peter: Stress and pressures in
mental health social work: the worker
speaks. - In: The British Journal of So-
cial Work ; Jg. 35, 2005, Nr. 7, S.1063-
1079.*DZI-2406*
Kaufmann, Ferdinand: Befugnisse der
Staatsanwaltschaft im Zusammenhang
mit Ermittlungshandlungen in Jugend-
ämtern. - In: Zentralblatt für Jugend-
recht ; Jg. 92, 2005, Nr. 11, S. 433-436.
*DZI-0312z*
Zenker, Matthias: Investitionshilfen und
befristete Anstellungen sollen (Haus)
Ärzte locken: Gegen Ärztemangel in
neuen Bundesländern. - In: Soziale Si-
cherheit ; Jg. 54, 2005, Nr. 12, S. 390-
394.*DZI-0524*

5.01 Sozialwissenschaft /
Sozialforschung
Munro, Emily R.: Researching vulner-
able groups: ethical issues and the ef-
fective conduct of research in local au-
thorities. - In: The British Journal of So-
cial Work ; Jg. 35, 2005, Nr. 7, S. 1023-
1038.*DZI-2406*
Vortkamp,Thomas: Kosten analysieren
und steuern: Das DRG-Benchmarking-
Projekt der kirchlichen Krankenhaus-
verbände. - In: Krankendienst ; Jg. 78,
2005, Nr. 12, S. 341-343.*DZI-0334*

5.02 Medizin/Psychiatrie
Lehnert, Martin: Das maligne
Melanom der Haut in epidemiologischen
Krebsregistern in Deutschland: Inzidenz,
klinische Parameter, Variationen in der
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aber letztlich abwiesen. 1998 begann die Abwicklung des
Studiengangs mit einem Immatrikulationsverbot für das
TU-Institut. Im Wintersemester 2003/2004 machten die
„letzten“ Studentinnen und Studenten ihr Diplom, der
materielle Teil des Instituts wurde am 31. Dezember 2005
formal geschlossen.Quelle: www.tu-berlin.de

Masterstudiengang Non-Profit-Manager. Die Fach-
hochschule Osnabrück bietet zum Wintersemester 2006
den Vollzeitstudiengang „Management in Non-Profit-Or-
ganisationen“an. Das Studium schließt nach vier Semes-
tern mit dem akademischen Grad „Master of Arts“ ab, der
formal die Zugangsberechtigung für den höheren Dienst
beinhaltet sowie die Möglichkeit einer anschließen Pro-
motion. Interessierte können sich ab sofort an der Fach-
hochschule bewerben, Bewerbungsschluss ist der 15. Juli
2006. Zulassungsvoraussetzung ist ein einschlägiges, ab-
geschlossenes Hochschulstudium. Informationen: Fach-
hochschule Osnabrück, Tel.: 05 41/969 30 54
E-Mail: m.gerdes@fh-osnabrueck.de

Titelumwandlung in der Schweiz. Absolventinnen und
Absolventen eines Ausbildungsganges in Sozialer Arbeit,
welcher inzwischen als Fachhochschulgang anerkannt ist,
können ihr HF-Diplom in ein FH-Diplom umwandeln lassen.
Als Bedingungen werden je nach Abschlussjahr Berufspra-
xis und/oder ein erfolgreicher abgeschlossener Nachdip-
lomkurs verlangt. Das Merkblatt zur Titelumwandlung so-
wie das entsprechende Antragsformular ist unter www.
bbt.admin.ch/fachhoch/dossiers/titel/d/index.htm zu fin-
den. Gesuche sind beim Bundesamt für Berufsbildung und
Technologie (BBT) einzureichen. Mitglieder des Berufsver-
bandes AvenirSocial erhalten die Unterlagen auch über die
Geschäftsstelle.Quelle: SozialAktuell, AvenirSocial 3.2006

Späterer Ruhestand für Pflegende wird abgelehnt.
Der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) lehnt
eine Erhöhung des gesetzlichen Renteneintrittalters auf
67 Jahre ab, denn für Pflegende werde es gar nicht möglich
sein, bis zu diesem Alter den Beruf auszuüben. Pflege im
direkten Klientenkontakt und im Schichtdienst ist mit
schweren körperlichen und psychischen Belastungen ver-
bunden. Viele langjährig Berufstätige in der Pflege leiden
zum Beispiel an Beeinträchtigungen des Bewegungsappa-
rates oder psychosomatischen Erkrankungen. Vor diesem
Hintergrund begrüßt der DBfK Vorschläge, bestimmte Be-
rufsgruppen bei der Erhöhung des Renteneintrittsalters
auszunehmen oder Ausnahmen für Berufstätige mit be-
stimmten Belastungen im Berufsalltag einzuplanen.
Quelle: Pflege Aktuell 3.2006

2.-6.5.2006Freiburg im Breisgau. Seminar: Moderation
von Konferenzen, Teams und Projektgruppen. Anmeldung:
Fortbildungsakademie des Deutschen Caritasverbandes,
Postfach 420,79904 Freiburg,Tel.: 07 61/200-538, Fax: 07
61/200-199, E-Mail: akademie@caritas.de

4.-5.5.2006 Fulda. Fachtagung: Sozialpolitische Grund-
sätze der beruflichen Bildung in der Jugendhilfe. Informa-
tion: EREV – Ev. Erziehungsverband e.V., Flüggestr. 21,
30161 Hannover, Tel.: 05 11/39 08 81-11, Fax: 05 11/39 08
81-16, E-Mail: c.schaper@erev.de

5.5.2006Bretten. Fachtag: Chancen der Genogrammarbeit.
Information: FoBiS – Systemisches Institut für Bildung, For-
schung und Beratung, Tel.: 070 3160 59 88, Fax: 070 31/
60 49 75, E-Mail: info@fobis-online.de

9.-10.5.2006 Bremen. Bremer Pflegekongress: Herausfor-
derung – Chronische Wunden. Information: HVG Hansea-
tische Veranstaltungs-GmbH, Theodor-Heuss-Allee 21-23,
28215 Bremen, Tel.: 04 21/35 05-206, Fax: 04 21/35 05-
340, E-Mail: grimm@messe-bremen.de

26.5.2006 Neuss. Zwischen Begeisterung und Frust: pro-
fessionelles Personalmanagement für ehrenamtliche Mit-
arbeiter in Stiftungen. Information: Deutsche Stiftungs-
agentur GmbH, Gut Gnadental, Nixhütter Weg 85, 41468
Neuss, Tel.: 021 31/662 22 21, Fax: 021 31/662 22 25
E-Mail: info@stiftungsagentur.de

31.5.-2.6.2006 Trier. Fachtagung: Diversity Management
und Anti-Diskriminierung. Anmeldung: Katholische Akade-
mie, Auf der Jüngt 1, 54293 Trier, Tel: 06 51/81 05-232, Fax:
06 51/81 05-434, E-Mail: abteilung.arbeit@bistum-trief.de

13.-15.6.2006 Heidelberg. Seminar: Neue Behandlungs-
methode für traumatisierte Soldaten und Helfer. Informa-
tion: Herbert Conze Praxis für Psychotherapie, Uhlandstr.
15. 51503 Rösrath, Tel.: 022 05/91 25 93
E-Mail: conze@dvba.de

22.-23.6.2006 Berlin. Fachtagung: Kinderschutz gemein-
sam gestalten: § 8a SGB VIII – Schutzauftrag der Kinder-
und Jugendhilfe. Anmeldung: Verein für Kommunalwissen-
schaften e.V., AG Fachtagungen Jugendhilfe. Straße des
17. Juni 112, 10623 Berlin, Tel.: 030/39 00 11 36, Fax.: 030/
39 00 11 46, E-Mail: agfj@vfk.de
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